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Kritiſche Beſprechung einiger aus einem Erkenntnuiſfe des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes abgeleiteter Rechtsſätze in Anſehung des 
geſetzlichen Wirkungskreiſes der politiſchen und autonomen 
Behörden bei Schließung von Friedhöfen. 
Von Dr. Paul Skwarczuncki. 
(Schluß.) 

Bi In den Entſcheidungsgründen des vorhin beſprochenen Erkennt⸗ 
niſſes des Verwaltungsgerichtshofes vom 17. December 1883, Z. 2824, 
wird unter Anderem weiters angeführt, die politiſchen Behörden haben 
unter Berufung auf 8 2, lit, g des Geſetzes vom 30. April 1870, 
R. G. Bl. Nr. 68, die autonomen Verwaltungsbehörden aufgefordert, 
im Sinne des 8 3, lit. d des bezogenen Geſetzes in Betreff der Schließung 
des iſraelitiſchen Friedhofes in Z. inſtanzmäßig zu entſcheiden, und die 
Frage, ob der genannte Friedhof geſchloſſen werden ſoll oder nicht, 
hätte von den autonomen Verwaltungsbehörden ſelbſtſtändig entſchieden 
werden follen.*) 

*) Ganz entgegen dieſer Anſchauung hat der Verwaltungsgerichtshof mit 
Erkenntniß vom 4. Juli 1884, 3. 1388 (Budwinski, Seite 381), ausge⸗ 
ſprochen, daß die politiſchen Behörden berechtigt und verpflichtet ſind, die 
Schließung eines Friedhofes zu verfügen, wenn derſelbe nach dem Gutachten 


der berufenen ſachverſtändigen Organe den ſanitätspolizeilichen Anordnungen nicht 
entſpricht. Anm. d. Red. 


Aus dieſen Anführungen läßt ſich der Rechtsſatz ableiten, daß 
nicht nur die Gemeindevorſtände, ſondern auch Bezirks— 
und Landesausſchüſſe berufen find, bezüglich der Schlie— 
ßung von Friedhöfen das Geeignete vorzukehren, und daß 
den politiſchen Behörden das Recht zukommt, auch höhere 
autonome Verwaltungsbehörden hiezu aufzufordern. 

Der Zweck dieſes Aufſatzes iſt dahin gerichtet, die Haltbarkeit 
dieſer Rechtsſache theoretiſch zu erforſchen. 

Es darf vor Allem nicht außer Acht gelaſſen werden, daß Ber- 
waltungsbehörden in eigentlichen Verwaltungsangelegenheiten Verfügun⸗ 
gen treffen und in Angelegenheiten der ſtrittigen Verwaltungsrechts⸗ 
pflege Entſcheidungen fällen. Erſt wenn gegen eine in eigentlichen Ver— 
waltungsangelegenheiten erlaſſene Verfügung eine Berufung eingebracht 
wird, kommt die höhere Verwaltungsbehörde in die Lage, über diefe 
Berufung zu entſcheiden. Verfügungen aber in eigentlichen Verwaltungs⸗ 
angelegenheiten können höhere Verwaltungsbehörden nur in dem Falle 
erlaſſen, wenn ihnen in dem betreffenden Verwaltungszweige ein 
Oberleitungs- oder wenigſtens ein Ueberwachungsrecht zuſteht, aus dem 
ihre Berechtigung fließen würde, zur Wahrung des öffeutlichen Wohles 
in der bezüglichen Verwaltungsſphäre ſelbſtthätig (von Amtswegen) ein— 
zuſchreiten. 

Bei Abſprechung über die Frage, ob ein Friedhof geſchloſſen 
werden ſoll oder nicht, wird weder über ſtrittige Rechte, noch über 
Intereſſen Privater entſchieden. Es iſt vielmehr Aufgabe der Verwal— 
tungsbehörden, in dieſer Rückſicht Dasjenige vorzukehren, was durch das 
öffentliche Wohl erheiſcht wird. Dieſe Angelegenheit iſt daher eine 
eigentliche Verwaltungsangelegenheit, in der die Verwaltungsbehörde 
zu verfügen und nicht zu entſcheiden hat. 

Der klare Wortlaut des 8 3, lit. d des Geſetzes vom 
30. April 1870 läßt wohl hierüber keinem Zweifel Raum, daß die 
Gemeinde in ihrem ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe, rückſichtlich ihr Ver⸗ 
waltungsorgan, der Gemeindevorſtand, berufen iſt, die Schließung von 
Friedhöfen zu verfügen. Dieſer Umſtand berechtigt jedoch keineswegs 
zum Schluſſe, daß auch den höheren autonomen Verwaltungsbehörden 
ein Verſügungsrecht in Betreff Schließung von Friedhöfen zuſtehen 
würde. 

Bei Löſung dieſer Frage muß vor Allem das Weſen und der 
Charakter der autonomen Verwaltungsbehörden berückſichtigt werden. 
Dieſelben ſind nicht, gleich den (ſtaatlichen) politiſchen Verwaltungs⸗ 
behörden, Glieder eines einzigen, ein Ganzes bildenden, ſyſtematiſch ge- 
ordneten Organismus, ſondern Verwaltungsbehörden ſelbſtſtändiger, in 
ſich ſelbſt abgeſchloſſene Ganze bildender, vom Staate als autonom an⸗ 
erkannter Gliederungen der menſchlichen Geſellſchaft: der Gemeinde, 
des Bezirkes, des Landes. Währenddem ſchon aus dem Weſen der 
ſtaatlichen politiſchen Verwaltungsbehörden die Nothwendigkeit der all— 
ſeitigen Unterordnung der niederen unter die höheren Behörden von 
ſelbſt einleuchtet, können autonome Verwaltungsbehörden, als Voll⸗ 
zugsorgane ſelbſtſtändiger Verwaltungskörper, nur dann und nur inſo⸗ 
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ferne anderen autonomen Verwaltungsbehörden untergeordnet ſein, als 
es durch eine poſitive Geſetzesbeſtimmung ausdrücklich angeordnet wird. 
Unbedingte Unterordnung in jeder Richtung der niederen unter die 
höhere Verwaltungsbehörde iſt daher bei den politiſchen Verwaltungs 
behörden allgemeine Regel; bei autonomen Verwaltungsbehörden kann 
aber überhaupt und nur inſoferne eine Unterordnung eintreten, als 
und inwieferne dieſes Ausnahmsverhältniß in einer ausdrücklichen 
Geſetzesbeſtimmung ihren Grund hat. Deshalb berechtigt das Ver— 
fügungsrecht der Gemeinde, rückſichtlich ihres Vollzugsorganes, des 
Gemeindevorſtandes, in Betreff der Schließung von Friedhöfen zu ver— 
fügen, an ſich noch keineswegs zur Folgerung, daß auch den höheren auto— 
nomen Verwaltungsbehörden ein gleiches Recht zukomme. Es müßte 
vielmehr in dieſer Richtung eine ausdrückliche Geſetzesbeſtimmung dor 
handen ſein, um auch für die höheren autonomen Behörden das 
Beftehen eines derartigen Verfügungsrechtes annehmen zu dürfen. 
Weder die allgemeinen, das Gemeindeweſen regelnden, noch auch 
die beſonderen, auf Friedhöfe und das Begräbnißweſen bezughabenden 
Geſetze berechtigen zu einem derartigen Schluffe. 5 
Die höheren autonomen Behörden ſind nämlich gemäß Art. XVIII 
des Geſetzes vom 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18, in Angelegen— 
heiten des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes der Gemeinde blos berufen: 


a) zu überwachen, daß das Stammvermögen und Stammgut der 


Gemeinden und ihrer Anſtalten ungeſchmälert erhalten werde, 

bp) wichtige, insbeſoundere den Gemeindehaushalt betreffende Acte 
zu genehmigen, 

e) über Berufungen gegen Beſchlüſſe des Gemeindeausſchuſſes in 
allen der Gemeinde nicht vom Staate übertragenen Angelegenheiten 
(d. i. in Angelegenheiten des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes der Ge— 
meinde) zu entſcheiden. 

Dieſe Grundſätze haben in den Beſtimmungen der galiziſchen 
Gemeindeordnung, insbeſondere in den 88 66, 80, 81, 98, 99 und 
101 ihre Anwendung gefunden. Die höheren autonomen Verwaltungs— 
behörden ſind ſomit berufen, die Vermögensgebahrung der Gemeinde 
insbeſondere bezuglich der ungeſchmälerten Erhaltung des Stammver— 
mögens und Stammgutes der Gemeinde und ihrer Anſtalten zu über— 
wachen, — wichtigere, den Gemeindehaushalt betreffende Acte zu ge— 
nehmigen, — und über Beſchwerden gegen Beſchlüſſe des Gemeinde— 
ausſchuſſes, ſohin, da letzterer im § 37 gal. G. O. als Berufungs— 
inſtanz bezüglich der Anordnungen und Verfügungen des Gemeindevor— 
ftandes beſtellt iſt, mittelbar auch gegen Anordnungen und Verfügungen 
des Gemeindevorſtandes zu entſcheiden. Den höheren autonomen Ver⸗ 
waltungsbehörden kommt mithin in allen anderen Angelegenheiten des 
ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes der Gemeinde, außer der Vermögens— 
gebahrung, überhaupt weder ein unmittelbares Verfügungsrecht, noch die 
Befugniß zu, die diesfälligen Anordnungen und Verfügungen des Ge⸗ 
meindevorſtandes im Allgemeinen zu überwachen. 

Um ſo weniger iſt Anlaß vorhanden, zu behaupten, die beſon— 
deren, auf Friedhöfe bezughabenden Geſetzesbeſtimmungen räumen den 
höheren autonomen Verwaltungsbehörden in Betreff der Schließung von 
Friedhöfen ein Verfügungsrecht oder wenigſtens ein Recht ein, die 
diesfälligen Verfügungen des Gemeindevorſtandes ſelbſtthätig zu über⸗ 
wachen. Die Ueberwachung in dieſer Richtung und die Oberaufſicht 
find vielmehr in den Beſtimmungen der SS 1 und 2, lit. g des Geſetzes 
vom 30. April 1870 ausdrücklich den politiſchen Behörden vorbehalten 
worden. 

Der Wirkungskreis der höheren autonomen Behörden in Betreff 
der Schließung von Friedhöfen beſchränkt ſich fomit auf Entſcheidung 
von Berufungen, welche in vereinzelten gegebenen Fällen gegen 
Beſchlüſſe des Gemeindeausſchuſſes bezüglich getroffener Verfügungen des 
Gemeindevorſtandes angebracht werden. 

Aus dem Angeführten reſultirt alſo vor Allem, daß die Schlie- 
ßung eines Friedhofes von der hiezu berufenen autonomen Verwaltungs⸗ 
behörde anzuordnen, zu verfügen iſt, und von der politiſchen Behörde 
daun, wenn es die Erſtere unterlaſſen hat, diesbezüglich eine nöthige 
Vorkehrung im eigenen Wirkungskreiſe zu treffen, daß ferner unter den 
autonomen Verwaltungsbehörden blos der Gemeindevorſtand berufen iſt, 
die Schließung eines Friedhofes zu verfügen, den höheren autonomen 
Behörden aber weder ein unmittelbares Verfügungsrecht in dieſer Hin⸗ 
ſicht, noch auch die Berechtigung zuſteht, den Gemeindevorſtand in Be⸗ 
treff der Schließung von Friedhöfen zu überwachen. Deshalb können die 
politiſchen Behörden auf Grundlage des ihnen zukommenden Ueber⸗ 


Vergehens 


wachungs- und Oberaufſichtsrechtes bezüglich der Schließung von 
Friedhöfen nur zur Erlaſſung von Verfügungen, keines wegs aber zur 
Fällung von Entſcheidungen auffordern und derlei Auffor derungen blos 
an den mit dem Verfügungsrechte betrauten Gemeindevorſtand, nicht 
aber auch an höhere autonome Verwaltungsbehörden richten. 

Der Inhalt dieſer Erörterungen dürfte daher, im Widerſpiel zu den 
in den Entſcheidungsgründen des Erkenntniſſes des Verwaltungsgerichts⸗ 
hoſes vom 17. December 1883, Z. 2824, enthaltenen Ausführungen, 
nachſtehende Rechtsſätze erhärtet haben: 

1. Schließung eines Friedhofes iſt Aufgabe der eigentlichen Ver— 
waltung und nicht der Verwaltungsrechtspflege, daher iſt dieſelbe zu 
verfügen und nicht hierüber zu entſcheiden; 

2. der Gemeindevorſtand und nicht autonome Verwaltungsbehör— 
den überhaupt haben die Schließung eines Friedhofes zu verfügen; 

3. erſt durch die Anbringung einer Berufung gegen die vom 
Gemeindevorſtande verfügte Schließung eines Friedhofes kommen höhere 
autonome Verwaltungsbehörden in die Lage, durch Entſcheidung dieſer 
Berufung in Betreff der Schließung eines Friedhofes abzuſprechen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Das Erlöſchen der Folgen einer ſtrafrechtlichen Verurtheilung in 

Gemäßheit der Strafgeſetznovelle vom 15. November 186 iſt nicht 

maßgebend für die Beurtheilung der Befcholtenheit eines Menfchen 

im Sinne der Beſtimmungen über das Ausweiſungsrecht der 
Gemeinde.) 


Laut Auskunftstabelle des Kreisgerichtes in N. war Hermann W., 
Kaufmann in N., Vater von drei ehelichen Kindern, zuſtändig nach L. 
in Ungarn, a) mit Urtheil des ſtädt.-deleg. Bezirksgerichtes in N. 
vom 17. October 1881, 3. 2167, wegen Uebertretung des $ 411 
St. G. zu 40 fl. Geldſtrafe, b) vom k. ung. Gerichte in K. wegen 
Diebſtahles zu achtmonatlichem Kerker, und e) mit Urtheil des Kreis- 
gerichtes in N. vom 20. September 1883, Z. 4336, wegen des 
der ſelbſtverſchuldeten Crida zum ſtrengen Arreſte in der 
Dauer von vier Monaten verurtheilt worden. 

Geſtützt auf dieſe Abſtrafungen, beſchloß der Gemeindeausſchuß 
von N. in ſeiner Sitzung am 12. Auguſt 1884 die Ausweiſung des 
Hermann W., und wurde dieſe Letzterem mit dem Beſcheide vom 
14. Auguſt 1884, 3. 1371, kundgemacht. 

W. beſchwerte ſich gegen dieſe Verfügung bei der Bezirkshaupt— 


mannſchaft in N. Er betonte vor Allem, daß er als Handelsmann und 


Hausbeſitzer mit einer Steuerleiſtung von 42 fl. im Ordinarium Ge— 
meindegenoſſe iſt und deshalb nicht ausgewieſen werden könne. Die 
Abſtraſung wegen Diebſtahles erfolgte vor mehr als 10 Jahren außer- 
halb ſeines jetzigen Wohnortes, in Ungarn, und ſeien deren nachtheilige 
Folgen nach § 6 der Strafgeſetznovelle vom Jahre 1867 längſt erloſchen. 
Der letztere Umſtand gelte auch bezüglich der beiden anderen Strafen, 


welche ſeinen Lebenswandel ſchon deshalb nicht zu einem beſcholtenen 


machen können, weil ſie kein öffentliches Aergerniß im Gefolge hatten. 

Die Gemeinde erwähnte bei Vorlage dieſer Beſchwerde auch, daß 
W. bekanntermaßen Wuchergeſchäfte trieb, überhaupt ein Mann anrüchigen 
Charakters ſei. 

Die Bezirkshauptmannſchaft beſtätigte unterm 11. December 1884, 
3. 12.895, das Ausweiſungserkenntuiß, „weil W. wegen ſchuldbarer 
Crida verurtheilt wurde, ſomit die Führung eines unbeſcholtenen Lebens⸗ 
wandels nicht nachweiſen kann.“ 

Die Statthalterei gab mit der Entſcheidung vom 13. Februar 1885, 
3. 1758, dem diesfälligen Recurſe des W. Folge und unterſagte die 
Vollziehung des Ausweiſungbeſchluſſes, „weil im Sinne der beſtehenden 
Geſetze eine Gemeinde einem in dieſer nicht Heimatberechtigten den Aufenthalt 
in derſelben wegen Mangels eines unbeſcholtenen Lebenswandels nur dann 
verwehren darf, wenn ihm em beſcholtener Lebenswandel während ſeines 
Aufenthaltes in dieſer Gemeinde nachgewieſen werden kann, was bezüglich 
des Hermann W. nicht der Fall iſt, da ſeine Verurtheilung wegen Verbre⸗ 
chens des Diebſtahles nicht während feines (ſeit 1875 währenden) Aufenthal⸗ 
tes in N., ſondern früher ſtattgefunden hat; was aber ſeine im Jahre 1883 


) Vergl. auch die Mittheilung in Nr. 8 auf S. 31 des Jahrg 1878 
dieſer Zeitſchrift. 


erfolgte Verurtheilung wegen ſchuldbarer Crida betrifft, die nachtheiligen 
Folgen derſelben, ſomit auch jene im $ 11 des Gemeindegeſetzes feſt⸗ 
geſtellten nachtheiligen Folgen der Bemakelung mit dem Ende der Strafe, 
d. i. mit 21. März 1884, im Sinne des Geſetzes vom 15. November 
1867 erloſchen find; und weil endlich die gegen ihn erhobene Beſchul⸗ 
digung, daß er Wuchergeſchäfte betreibt, nicht erwieſen wurde.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte nun die Gemeinde N., von 
der Anſicht ausgehend, daß, wenn auch die geſetzlichen Folgen einer 
ſtrafbaren Handlung erloſchen ſeien, doch die natürlichen Folgen, d. i. 
die Bemakelung des Rufes, die Beſcholtenheit, fortdauern. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat hierüber am. 3. Mai 1885, 
Z. 6626, nachſtehende Entſcheidung gefällt: 

„Das Miniſterium des Junern findet dem Recurſe der Gemeinde N. 
Folge zu geben und unter Behebung der angefochtenen Entſcheidung die 
von der recurrirenden Gemeinde unterm 14. Auguſt 1884, 3. 1371, 
verfügte Ausweiſung des Hermann W. wieder in Kraft zu ſetzen, weil 
derſelbe im Jahre 1883 wegen des Vergehens der ſchuldbaren Crida 
verurtheilt wurde, mithin während ſeines Aufenthaltes in N. einen 
unbeſcholtenen Lebenswandel nicht führte und ihm ſonach im Sinne des 
§ 11 der Gemeindeordnung der Aufenthalt im Gebiete dieſer Gemeinde 
verweigert werden kann.“ W 


Zum Begriffe „Grabſtätte“ im Sinne des $ 306 St. G. 


S. iſt vom Landesgerichte Trieſt (15. September 1884, 
Z. 3990) nach $ 306 St. G. verurtheilt worden, weil er in Folge 
einer Wette ſich des Nachts auf einen Friedhof begab und ein an einem 
Grabſteine angebrachtes Kreuzchen, wie es ſcheint zum Beweiſe ſeiner 
Anweſenheit, loslöſte und mitnahm. Es ward beſtritten, daß hierin die 
Beſchädigung einer Grabſtätte (luogo di sepoltura) liege; Grabſtätte 
ſei nur der zur Beerdigung beſtimmte Raum, nicht aber Grabfteine, 
Monumente u. dgl. Bei der mündlichen Verhandlung vor dem Caſſa— 
tionshoſe machte der Geueralprocurator auf den Unterſchied zwiſchen 
den Ausdrücken: „Gräber“ (sepolerı) und „Grabſtätten“ im § 306 
aufmerkſam, welcher allerdings in der italieniſchen Ueberſetzung nicht ſo 
ſcharf hervortrete. Der Caſſationshof verwarf mit Entſcheidung vom 
23. Jänner 1885, Z. 12.951, die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ange— 
klagten und bemerkte: 


Mit dem Worte „Grabſtätten“ wollte das Geſetz Alles bezeich— 
nen, was mit den Gräbern unmittelbar zuſammenhängt und dazu dient, 
die beerdigte Perſon zu bezeichnen oder der Anhänglichkeit und Hin 
gebung der Hinterbliebenen an dem Beerdigten Ausdruck zu geben. 
Dies ergibt ſich nicht blos aus dem Geiſte, ſondern auch aus dem 
Wortlaute des $ 306, welcher zwiſchen „Grabſtätten“ und „Gräbern“ 
unterſcheidet; nur letzterer Ausdruck könnte etwa in dem beſchränkten 
Sinne genommen werden, den der Beſchwerdeführer dem erſteren unter— 
legt. Im vorliegenden Falle .. .. muß .. .. das Kreuzchen als 
ein Theil der Grabſtätte (tomba) angeſehen werden. Ger.⸗Ztg. 
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Die Beſtimmungen der Gewerbegeſetznovelle vom 8. März 1885, R. G. Bl. 
Nr. 22, dereu Bedeutung bereis an früherer Stelle gewürdigt wurde, finden ſich 
in dem vorliegenden Werkchen in ſyſtematiſcher und vorzüglich populärer Stoff⸗ 
behandlung — die gewählte Form von Frage und Antwort, welche zugleich den 
Geſichtskreis des Leſers inſtruirend erweitert, eignet ſich am beſten zu letzterem 
Zwecke — zuſammengeſtellt, und wird dieſe Zuſammenſtellung ihre Wirkung für 
die Kreiſe der gewerbetreibenden Bevölkerung, für welche ſie in erſter Linie berech⸗ 
net iſt und welchen ſie dieſe für dieſelben ſo wichtigen Beſtimmungen leichter zu⸗ 
gänglich machen ſoll, gewiß nicht verfehlen. 

Wenn auch die in der Brochure gebotene Darſtellung ſich ihrem Vorwurfe ge⸗ 
mäß in einem beſchränkten Rahmen, nämlich ausſchließlich innerhalb des Gebietes 
des geänderten ſechſten Hauptſtückes der Gewerbeordnung und der mit demſelben 
unmittelbar zuſammenhängenden Rechtsverhältniſſe bewegt die Gewerbeordnung 
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als Ganzes wurde bereits in einem früher erſchienenen Werke“ desſelben Verfaſſers 
erläutert, — ſo büßt ſie durch dieſes beſcheidene Ziel, welches jedoch in vollkommener 
Weiſe erreicht wird, nichts an ihrem Werthe ein, und verdient allen betheiligten 
Kreiſen beſtens empfohlen zu werden. Nur hätte ein alphabetiſches Sachregiſter 
den raschen und handſamen Gebrauch des Büchleins noch weſentlich erleichtert. 
1 


Dr. Karl Janka, a. o. Prof. der Rechte zu Prag: Die Grundlagen 
der Strafſchuld. Vortrag, gehalten in der Plenarverſammlung der juriſtiſchen 
Geſellſchaft zu Wien am 30. Jänner 1885. Wien, Manz, 1885. 


Der ſeinerzeit mit verdientem Intereſſe begrüßte Vortrag, welcher eine der 
wichtigſten Fragen nicht nur des Strafrechtes, ſondern auch der Ethik, Psychologie, 
ja Philoſophie überhaupt, jene der Willensfreiheit, erörtert, erſcheint hier in 
durch reichhaltige, inſtruetive Noten vervollſtändigter Form. 

Daß unbeſchadet der Controverſe betreff der Willensfreiheit der Verſuch 
ganz wohl angezeigt iſt, die Strafſchuld abſehend von den Krücken der abſoluten 
und relativen Strafrechtstheorien auf eine ſtaatlich und ſocial grundhältigere 
Stütze, die Normwidrigkeit des Willens zu baſiren, der Straſe den Charakter 
der Zweck, ſpeciell der Schutzſtrafe zu vindiciren, das zeigt der Verfaſſer treff⸗ 
lich und in allgemein giltiger Weiſe, welche auch für das adminiſtrative Straf⸗ 
gebiet nicht im Stiche läßt, — und wird ſeinen diesfälligen, ſelbſtverſtändlich die 
neueſten Erſcheinungen auf dieſem Wiſſensgebiete ſorgſam beachtenden Erorterun⸗ 
gen jeder Fachmann mit Intereſſe folgen. R. 


Auguſt Pirchann, k. k. Major: Das Militär Strafgeſetz über 
Verbrechen und Vergehen vom 15. Jänner 1885, — die für das k. k. 
Heer (Kriegsmarine) und die k. k. Landwehr geltenden Preßgeſetze, Mili- 
tärjurisdietions-Vorſchriften ꝛc. ꝛc. ſammt den ergänzenden und 
erläuternden Geſetzen und Verordnungen. (Taſchenausg. XXIV. Band.) 
Wien, Manz, 1885. 

In vollſtändiger Anpaſſung an die Form und die inhaltliche Anordnung 
der bekannten Manz'ſchen Taſchenausgabe erſcheint hier eine dem Bedürfniſſe der 
Gegenwart vollkommen entſprechende Sammlung der annoch geltenden, für den 
Militärrichter unentbehrlichen einſchlägigen Strafvorſchriften, — die im Hinblicke 
auf die während dreier Deeennien eingetretenen eingreifenden Umgeſtaltungen 
des Heeresorganismus wie auch der Rechtspflege ſchon lange um ſo eher dringend 
erſehnt war, als die gleichartigen, bisherigen Compilationen und Handbücher 
entweder veraltet ſind (die letzten Ausgaben der Arbeiter Damianitſch' datiren 
aus dem Jahre 1863) oder eine mehrbändige, koſtſpielige Bibliothek für ſich dar— 
ſtellen, wie die Wim mer'ſche Normalienſammlung 18571875. In möglichſt eom⸗ 
pendiöſer und dennoch vollſtändiger Aneinanderreihung des Stoffes wird dem 
Fachpublikum all' Dasjenige geboten, was bisher nur durch zeitraubendes und 
mühſames Nachſchlagen in den Verordnungsblättern u. dgl. erlangbar geweſen 
iſt, — indem jedoch das nicht mehr Geltende ſorgfältig ausgeſchieden und der 
Zuwachs oder die Abänderung an der richtigen Stelle eingeſchaltet wurde, er⸗ 
ſcheint jene Ueberſichtlichkeit gewahrt, welche ein weſentliches Erforderniß der 
Benützbarkeit ſolcher Sammlungen bildet. Ein ſehr reichhaltiges (S. 683 bis 803) 
alphabetiſches Sachregiſter orientirt den Leſer auf das Zweckmäßigſte. 5 


Gelege und Verordnungen. 
1884. II. Semeſter. 


Poſt⸗ und Telegraphen-Verordnungsblatt für das Verwaltungs: 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 

Nr. 62. Ausgeg. 12. September. — Verbot der Zeitſchrift „L' Italia del 
Popolo“. H. M. Z. 1626. 11. September. — Zugehörigkeit von Patagonien zum 
Weltpoſtvereine. H. M. Z. 30.344. 31. Auguſt. — Ergänzung des Verzeichniſſes 
der zum internationalen Werthbriefverkehre ermächtigten ottomaniſchen Poſt⸗ 
anſtalten. H. M. Z. 31.357. 31. Auguſt. — Errichtung von königl. ungariſchen 
Poſtämtern. H. M. Z. 32.276. 31. Auguſt. Verbot der Einfuhr von lebenden 
Thieren, rohen Fellen, auimaliſchen Rohproducten, Wolle, Seide, alten Kleidern 
und alten Papieren in Spanien auf dem Wege über Hamburg. H. M. Z. 31.939. 
3. September. 

Nr. 63. Ausgeg. am 13. September. — Errichtung eines Poſtamtes in 
Kraubath. H. M. Z. 30.524. 6. September. — Verbot der Ein- und Durchfuhr 
von Hadern, altem Tauwerk, von alten Kleidern, gebrauchtem Bettzeuge, Lumpen 
und Stoffreſten in, bz. durch Italien. H. M. Z. 32.205. 3. September. 


) Vergl. die Literaturnotiz in Nummer 57, Seite 37 des Jahrgauges 
1885 dieſer Zeitſchrift. 


Beſtimmung des k. k. Filialpoſtamtes „k. k. Fondsbörſe“ in Wien als Sammel- 
ſtelle des k. k. Poſtſparcaſſenamtes in Wien. H. M. Z. 1623. 9. September. 

Nr. 64. Ausgeg. am 19. September. — Ausdehnung des Verbotes der 
Ein⸗ und Durchfuhr von Hadern, altem Tauwerk, alten Kleidern, gebrauchter 
Leibwäſche und gebrauchtem Bettzeuge aus Frankreich, Algier und Tunis auf 
Italien. H. M. Z. 31.787. 26. Auguſt. — Abänderungen und Ergänzungen im 
Tarife zur Berechnung des öſterreichiſchen Credit und Debet durch die k. k. 
Telegraphen⸗Controlſtationen. H. M. Z. 32.464. 5. September. — Errichtung 
eines Poſtamtes in Petzenkirchen. H. M. Z. 30.948. 6. September. — Errichtung 
eines Poſtamtes in Freibach im Roſenthale. H. M. Z. 32.654. 12. September. 
— Errichtung eines Poſtamtes in Luzan in Böhmen. H. M. Z. 33.019. 
13. September. 


Nr. 65. Ausgeg. am 20. September. — Verbot der Zeitſchriften „La 
Tribuna“ und „Giornale di Udine“. H. M. 3. 1649. 19. September. — Ein⸗ 
richtung des Beſtelldienſtes von Poſtfrachten an Adreſſaten in Wien und einigen 
Vororten Wiens. Abänderung der 88 22 und 23 der Fahrpoſtordnung vom 
Jahre 1838. H. M. Z. 32.363. — Behandlung beſonderer Zuſätze in den 
von Behörden, Anſtalten oder Geſellſchaften aufgegebenen Telegrammen. H. M. 
3. 32.541. 11. September. — Vertheilung des Nachtrages Nr. 2 zum Berner 
Verzeichniſſe der Telegraphenbureaux. H. M. Z. 25.804. 30. Juli. 


Nr. 66. Ausgeg. am 22. September. Verbot der Zeitſchrift „La 
Bandjera“. H. M. 8. 34.153. 19. September. — Beſtimmung des Agiozuichla- 
ges zu den Pränumerationsgebühren für ausländiſche Zeitungen pro IV. Quar⸗ 
tal 1884. H. M. Z. 33.386. 12. September. — Einſchärfung der Beſtimmungen 
über die orduungsmäßige Ausfüllung der Nachnahmepoſtanwetiſungen im Ver⸗ 
kehre mit Deutichland. H. M. Z. 31.938. 4. September. — Abänderungen und 
Ergänzungen zur Telegraphen-Tarifzuſammenſtellung. H. M. 3. 33.558. 
15. September. 


Nr. 67. Ausgeg. am 25. September. — Einführung portofreier Correſpon⸗ 


denzkarten im öſterreichiſch-ungariſchen Poſtverkehre. H. M. Z. 33.682. 14. September. 

Nr. 68. Ausgeg. am 26. September. — Feſtſetzung des Poſtrittgeldes 
für das Winterfemeſter 1884,85, d. i. für die Zeit vom 1. October 1884 bis 
Ende März 1885. H. M. Z. 29.503. 15. September. — Ausdehnung des Ber- 
kehres der k. k. Bahnpoſten Nr. 61 und 62 von der Route Bludenz — Lindau 
auf jene Innsbruck — Lindau. H. M. 8. 29.328. 16. September. Einſchärfung 
der ſorgfältigen Beachtung der Beſtimmungen über das Verfahren mit Poſtauf⸗ 
trägen. H. M. Z. 33.691. 16. September. 


Nr. 69. Ausgeg. am 29. September. — Eröffnung des Weges über 


Bulgarien für Werthbriefe (Lettres de valeur) im Verkehre mit den öſter⸗ 
reichiſchen Poſtanſtalten in Conſtantinopel, Salonich, Smyrna und Beirut. H. M. 
3. 33.975. 20. September. — Aenderungen im Stande der öſterreichiſchen Tele 
graphenſtationen und Ergänzungen des Liniennetzes. H. M. Z. 30.29 1. 30. Auguſt. 
— Einſchärfung der Beſtimmungen über die Inſtradirung der Briefpoſtſendungen 
nach der Türkei. H. M. Z. 30.684. 18. September. 

Nr. 70. Ausgeg. am 30. September. Hinausgabe des bei Poſtſen⸗ 
dungen nach Wien zur Anwendung kommenden Linien-Verzehrungsſteuertarifes 
für die Stadt Wien. H. M. 3. 33.960. 25. September. — Errichtung eines 
Poſtamtes in Mitterkirchen. H. M. Z. 34.504. 24. September. 

Nr. 71. Ausgeg. am 1. October. — Umwandlung des Sommerpoſtamtes 
Gießhübl⸗Puchſtein in ein beſtändiges Poſtamt. H. M. Z. 33.243. 26. September. 

Nr. 72. Ausgeg. am 4. October. — Errichtung eines Poſtamtes in 
Krumpendorf. H. M. Z. 32.760. 26. September. Einführung des Fahrpoſt⸗ 
dienſtes bei dem Poſtamte Lecevica. H. M. Z. 30.901. 26. September. — 
Behandlung der Reliefmodelle in Carton als Druckſachen im internationalen Poſt⸗ 
verkehre. H. M. Z. 34.686. 27. September. — Errichtung von königl. unga⸗ 
riſchen Poſtämtern. H. M. Z. 35.404. 27. September. 


Nr. 73. Ausgeg. am 9. October. — Austauſch von Poſtpacketen im Verkehre 
mit Tonkin. H. M. Z. 35.198. 30. September. — Poſtdampfſchiffverbindungen 
von Southampton nach Braſtlien. H. M. Z. 35.319. 1. October. — Ungiltigkeit 
der älteren Formulare der franzöſiſchen Poſtanweiſungen 4 (Karte). H. M. 
3. 35.777. 2. October. 

Nr. 74. Ausgeg. am 15. October. — Rückmeldung der Unbeſtellbarkeit von 
Fahrpoſtſendungen im öſterreichiſch⸗ungariſchen Poſtverkehre. H. M. Z. 35.853. 
8. October. 

Nr. 75. Ausgeg. am 22. October. — Neuauflage der mit der Nr. 53 
des Poſtverordnungsblattes ex 1881 hinausgegebenen Ueberſichtstabelle und Ver⸗ 
zeichniſſe A und B. H. M. Z. 35.302. 8. October. — Aenderungen im Fahr⸗ 
poſttarife „Italien“. H. M. Z. 33.829. 6. October. 
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Nr. 76. Ausgeg. am 27. October. — Aenderung der Stempelmarken vom 
1. Jänner 1885 an. H. M. 3. 37.377. 14. October. — Uebernahme von 
Poſtſparcaſſeeinlageu durch die Landbriefträger. H. M. Z. 34.633. 19. October. 
— Poſtdampfſchiffverbindung zwiſchen Liverpool und der Weſtküſte von Africa. 
H. M. Z. 37.099. 13. October. — Errichtung eines Poſtamtes am Bahnhoſe 
Kienowitz. H. M. Z. 34.619. 12. October. — Bezug der vom internationalen 
Poſtbureau in Bern herausgegebenen Zeitſchrift „L’Union Postale“. H. M. 
3. 36.320. 14. October. — Errichtung eines Poſtamtes am Bahnhofe Bielitz-Biala. 
H. M. Z. 35.081. 15. October. — Errichtung eines Poſtamtes in Lipnik in Mähren. 
H. M. 3. 34.825. 17. October. — Vertheilung des Nachtrages Nr. 3 zum 
Berner Verzeichniſſe der Telegraphenbureaux. H. M. Z. 34.272. 6. Oetober. — Ab⸗ 
änderungen und Ergänzungen zur Telegraphen⸗Tarifzufammenſtellung. H. M. 
3. 36.145. 15. October. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Bruck a. d. Leitha 
Eduard Müller Edlen von Müllenau den Titel und Charakter eines Statt⸗ 
haltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Graslitz Karl Tiſcher 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director des Miniſterial-Zahlamtes, Regierungs- 
rathe Guſtav Haim von Haimhoffen anläßlich deſſen Penſionirung den Orden 
der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Directorsſtelle beim Miniſterial-Zahlamte dem 
kaiſ. Rathe und Controlor der Staatsſchuldencaſſe Wilhelm Deſſelter verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Bergräthe Joſeph Gleich und Anton Kautny 
zu Oberbergräthen ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Poſtrath Wilhelm Groß zum Oberpoſtdirector 
in Graz ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Hauptſteuereinnehmer Thomas Weitzenſteiner 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtat haben dem Bürgermeiſter in Krenis Zeno Gögl den 
Titel eines kaiſerl. Rathes taxfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereifeeretäv Eugen Raynoſchek und den Bezirkscommiſſär Rudolph 
Tkany zu Bezirkshauptmännern und die Bezirkscommiſſäre Johann Prokeſch 
und Eduard Kirſch zu Statthaltereiſecretären in Mähren ernannt. 


Erledigungen. 


Bezirksarztesſtelle in Dalmatien in der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine 
Bezirksarztesſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis Mitte October. (Amtsbl Nr 216.) 

Rechnungsrevidentenſtelle, eventuell Rechnungsofficials- und Rechnungs⸗ 
aſſiſtentenſtelle bei der k. k. niederöſterr. Statthalterei in der neunten, eventuell 
zehnten und elften Rangsclaſſe, bis Mitte October. (Amtsbl. Nr. 218.) 

Steuereinnehmersſtelle in Niederöſterreich in der neunten Rangsclaſſe, 
eventuell eine Steueramts⸗Controlorsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe gegen Caution, 
bis 21. October. (Amtsbl. Nr. 218.) 

Bezirkscommiſſärs⸗, eventuell Statthalterei-Concipiſtenſtelle bei der nieder⸗ 
öſterreichiſchen Statthalterei in der neunten, reſpective zehnten Rangsclaſſe, bis 
10. October. (Amtsbl. Nr. 219.) 

Bauadjunctenſtelle im Bereiche des Staatsbaudienſtes in Dalmatien in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 20. October. (Amtsbl. Nr. 220.) 


Neuigkeit 
der Manz'schen k. k. Hof- Verlags- und Universitäts- Buchhandlung in 
Wien, ., Kohlmarkt 7. 


Soeben erschien: 


Grundzüge der Volkswirthschaftslehre 


oder 


Grundlage der socialen und politischen Oekonomie. 
Von 
Dr. Wilhelm Neurath. 
XXIV und 337 Seiten gr. 8. Preis: 2 A. 
Die in dem Werke dargelegten Ausführungen 

verdienen die Aufmerksamkeit der Gelehrtenkreise 
und unterlassen wir deshalb nicht, Ihr 
Buch zu erbitten. 


des Verfassers 
im hohen Grade 


specielles Interesse für das 


i ;Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 23 und 24 der Erkenntniſſe 1885. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


